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SP-Initiative «Neue Energien für neue Arbeitsplätze» 

Ein echtes Wirtschaftserneuerungs- 
und Arbeitsplatzbeschaffungsprogramm für die Zukunft

Die Annahme der Initiative „Neue Energien für neue Arbeitsplätze“ würde der Schweiz ermöglichen, wieder einen Spitzenplatz bei der Innovation im Bereich der sauberen Technologien einzunehmen. Es könnten Zehntausende Arbeitsplätze geschaffen werden. Gleichzeitig würden wir uns von den fossilen Energien befreien, wodurch wir uns auch fossile Importe in Milliardenhöhe sparen könnten.
Der Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch beträgt 16 Prozent. Der Aktionsplan des Bundesrates strebt eine Erhöhung auf 24 Prozent im Jahr 2020 an. Die Initiative ihrerseits sieht vor, dass 2030 mindestens die Hälfte des Energieverbrauchs der Schweiz durch erneuerbare Energien gedeckt werden muss.
Die energetischen Rahmenbedingungen werden dann viel günstiger für die Energieeffizienz und die Entwicklung von erneuerbaren Energien. Gleichzeitig wird die Beschäftigung gefördert. Die Annahme der Initiative könnte Folgendes bewirken:
· Aufhebung der Obergrenze für die kostendeckende Einspeisevergütung für grünen Strom (KEV)
· Verlängerung des nationalen energetischen Gebäudesanierungsprogramms auf mehr als 10 Jahre
· Einführung einer CO2-Abgabe auch auf Treibstoffen sowie Förderung des öffentlichen Verkehrs und des Langsamverkehrs
· Entwicklung einer echten Industrie- und Technologiepolitik mit Ausrichtung auf die Energieforschung
Aufhebung der Obergrenze für die kostendeckende Einspeisevergütung 
für grünen Strom (KEV)

Weltweit wächst der Photovoltaikmarkt um über 30 Prozent pro Jahr. Mangels eigenen Binnenmarkts profitiert die Schweiz jedoch vor allem von Förderungsmassnahmen im Ausland, denn die Exporte machen 95 Prozent des Umsatzes aus.

Die Aufhebung der Obergrenze für die KEV würde die Entwicklung eines Binnenmarktes für Solarstrom stark fördern. Gemäss den Daten von Swissolar (Ende 2008) beschäftigt der Photovoltaiksektor über 4'000 Personen und verzeichnet einen Jahresumsatz von einer Milliarde Franken. Etwa 500 Millionen Franken für Investitionen in Photovoltaikanlagen sind wegen der Obergrenze blockiert. Mit der Aufhebung der Obergrenze könnten also Tausende zusätzlicher Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Verlängerung des nationalen Gebäudesanierungsprogramms (2020-2030)

Dieses Programm läuft für eine Dauer von zehn Jahren. Es wird über eine Teilzweckbindung der Einnahmen aus der CO2-Abgabe (200 Millionen Franken pro Jahr) und über Beiträge der Kantone (112 Millionen im Jahr 2009) finanziert. Gemäss dem Bundesamt für Energie (BFE) hat ein energetisches Gebäudesanierungsprogramm einen Multiplikatoreffekt von Faktor 10 zwischen einem öffentlichen Förderfranken und den dadurch ausgelösten privaten Investitionen. Die Förderung der erneuerbaren Energien, die höchstens ein Drittel der Beträge ausmacht,  hat einen geringeren Effekt von etwa Faktor 5. Das Programm sollte 2010 also Investitionen von etwa zweieinhalb Milliarden Franken auslösen. Rechnet man 150'000 Franken pro Arbeitsplatz, bedeutet dies die Schaffung von etwas mehr als 13'000 Arbeitsplätzen. Hinzu kommt eine sekundäre Auswirkung auf die Beschäftigung, die gemäss den Berichten von EnergieSchweiz auf 30 Prozent des primären Effekts geschätzt werden kann. Die Schaffung dieser Arbeitsplätze bedeutet nämlich zusätzliche Einkommen, die Konsumausgaben und Investitionen nach sich ziehen. Mit anderen Worten: Die Zahl der direkt und indirekt geschaffenen Arbeitsplätze sollte zwischen 15'000 und 20'000 liegen.

Die Initiative der SP würde eine Verlängerung des nationalen Gebäudesanierungsprogramms bis 2030 gewährleisten, da Gebäude fast die Hälfte des Energieverbrauchs ausmachen und das Sparpotenzial beträchtlich ist. So könnte man noch 10 Jahre länger über 15'000 Arbeitsplätze wahren.
Einführung einer CO2-Abgabe auf Treibstoffen, 
Förderung des öffentlichen Verkehrs und des Langsamverkehrs
Dem Transportsektor ist es nicht gelungen, den Treibhausgasausstoss zu senken. Die SP-Initiative würde zu Massnahmen zur Förderung des Langsamverkehrs und zur Verlagerung von der Strasse auf die Schiene verpflichten. Eine CO2-Abgabe auf Treibstoffen müsste eingeführt werden. Diese Entwicklung hin zum öffentlichen Verkehr würde Arbeitsplätze schaffen. Laut einer vom Zürcher Ingenieurbüro econcept durchgeführten Studie bräuchten die öffentlichen Transportunternehmen – sofern sie ein Drittel der Einnahmen aus den Treibstoffsteuern des Bundes beziehen würden (1,25 Milliarden Franken) – 50 Prozent mehr Personal und würden über 27000 neue Arbeitsplätze schaffen. Der Saldo wäre positiv, denn die im Strassenverkehr verlorenen Arbeitsplätze würden durch die neu geschaffenen Plätze im öffentlichen Verkehr, wo die Beschäftigungsintensität höher ist, mehr als wettgemacht. Die erforderliche starke Entwicklung des Langsamverkehrs schafft neue Arbeitsplätze in der Industrie, beispielsweise für die Elektrovelo-Fabrikation.
Entwicklung einer Industrie- und Technologiepolitik
Seit 2004 werden die Mittel für Pilot- und Demonstrationsanlagen des Programms EnergieSchweiz gekürzt. Die Initiative würde eine Erhöhung der öffentlichen und privaten Gelder bewirken. Das führt zu mehr Innovation und mehr Möglichkeiten für die industrielle Entwicklung von Schweizer Erfindungen. Arbeitsplätze, vor allem qualifizierte, werden geschaffen. 
Die Annahme der Initiative könnte uns auch rascher aus dem Atomzeitalter führen, was für die Beschäftigung sehr gut wäre. Investiert man die 5 Milliarden Franken, die ein neues Atomkraftwerk kosten würde, in erneuerbare Energien, kann man zweimal mehr Energie produzieren und 10-15mal mehr Arbeitsplätze schaffen. Die vier Schweizer Atomkraftwerke beschäftigen lediglich knapp 1600 Personen.
Welche Arbeitsplätze in welchen Sektoren würde die Initiative fördern?
Das Bauwesen und das Handwerk sind die Sektoren, die am meisten profitieren würden. Am meisten Arbeitsplätze gäbe es im Isolierungsbereich. Da dieser eher mittlere Qualifikationen verlangt, könnte man Arbeitslose einstellen. Qualifizierte Arbeitsplätze sind für die erneuerbaren Energien erforderlich. Handwerkliche Berufe profitieren am meisten davon. Heizungsmonteure, Sanitärinstallateure, Elektriker und Monteure kommen zum Einsatz, wenn fossile oder nukleare Energiequellen (Elektro- und Ölheizungen) durch erneuerbare Quellen (Wärmepumpen, Holz- oder Pelletheizungen usw.) ersetzt werden. Alle Kantone sollten die Anbringung von Solarpaneelen obligatorisch erklären. So würden zusätzliche qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen. 

Die Zahl der Arbeitsplätze, die in der Industrie geschaffen würden, ist schwieriger abzuschätzen. Da aber bedeutende zusätzliche Mittel für eine innovationsfördernde Politik bereitgestellt werden müssten, würden industrielle Arbeitsplätze im Bereich Clean Tech (namentlich Maschinenindustrie) geschaffen. Die Entwicklung von Elektroautos kommt Schweizer Zulieferern der Automobilindustrie wie Komax (spezialisiert auf Kabelverarbeitung und Photovoltaik) zugute. Diese industriellen Arbeitsplätze sind im Sinne einer Diversifizierung des Wirtschaftsgefüges willkommen (der Anteil des sekundären Sektors sank von 35.6 Prozent im Jahr 1985 auf 23,4 Prozent im Jahr 2008, während jener des tertiären Sektors von 58,4 auf 72.8 Prozent stieg).

Man darf auch eine bedeutende Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor erwarten. Planer, Ingenieure, Architekten und Zertifizierer werden im Rahmen des Gebäudesanierungsprogramms gefragt sein. Auch im Bereich der Solarenergie werden Arbeitsplätze für Dienstleister geschaffen, denn es ist mit einer starken Zunahme des Bedarfs an Fachleuten für Planung, Projektmanagement und Finanzierung zu rechnen.
Die Notwendigkeit eines Stromnetzausbaus (steigender Strombedarf) und eines besseren Kapazitätenmanagements (Einspeisung des Stroms aus erneuerbaren Energien) schafft ebenfalls neue Arbeitsplätze, die mit der Einführung von neuen Kommunikationstechnologien an der Schnittstelle zwischen energetischen und technologischen Fragen stehen. Neue Arbeitsplätze im Bereich Energiedienste entstehen als Antwort auf den Anspruch einer verbesserten Energieeffizienz bei den Konsumentinnen und Konsumenten.
Auch Personalausbildung: Beispiel Solarindustrie
Die berufliche Grundbildung (EFZ) ist der häufigste Bildungsweg im Bereich der Solarenergie. Die Arbeitskräfte kommen vorwiegend aus der Sanitärbranche, gefolgt von der Elektrobranche, den kaufmännischen Berufen und der Maschinen- und Metallindustrie (MEM). Die Photovoltaik benötigt vor allem qualifizierte Arbeitskräfte (FH oder höhere Berufsbildung)  aus der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (MEM) sowie aus dem kaufmännischen Bereich. Die Entwicklung der Solarthermie sollte vor allem den EFZ-Berufen aus dem Sanitärbereich zugute kommen.
Schweizer Unternehmen, die im Bereich der Solarenergie tätig sind, müssen die Ausbildung ihres Personals deutlich verbessern: Eine Studie
 zeigt, dass fast 60 Prozent der befragten Unternehmen die Ausbildung ihres Personals im Solarbereich als eher schlecht oder sehr schlecht bezeichnen, das gilt vor allem für die Grundbildung. Die im Aktionsplan des Bundesrates vorgesehenen Mittel für die Aus- und Weiterbildung im Bereich Energieeffizienz sind deshalb zu erhöhen.
Gute Ausgangslage für die Schweiz im Vergleich zur EU
Die Ausgangslage der Schweiz ist günstig, um aus den erneuerbaren Energien einen der Hauptpfeiler des Wachstums und der Arbeitsplatzbeschaffung für die Zukunft zu machen. Der mit dem Übergang zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft verbundene Stellenabbau wird in der Schweiz nämlich beschränkt sein, da es hier im Gegensatz zu vielen EU-Ländern wenig Schwerindustrie gibt und die Stromproduktion kaum von fossilen Energien abhängt. Es sind daher weniger Umstellungen auf dem Arbeitsmarkt erforderlich, was ein grosser Vorteil ist.
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